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Der Ablauf des Verfahrens zur Zwangssterilisation  
Quelle: Ausstellung „’Lebensunwert’ zerstörte Leben“ 
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Auswahl von Zeitungsartikels zum Thema „Erbgesundheit“ 

(Abschriften) 
Quelle: Zeitungen aus dem Kommunalarchiv Herford 
 

 

Titel: Erbkranke sind nicht Menschen zweiter Klasse 
 
Der Leiter des rassenpolitischen Amtes der NSDAP, Dr. Groß, 
stellte auf einem Reichsschulungslehrgang der 
Körperbehinderten die Frage, ob sich überhaupt ein 
nationalsozialistisches Programm der Rassenhygiene und 
Rassenpolitik mit Mitleid und Liebe und Pflege und Sorge für 
jene Volksgenossen vertrage, die nicht durch ihre Schuld, aber 
durch ein höheres Schicksal um einen Teil des Gebrauchs ihrer 
gesunden Kräfte gebracht worden sind. 
Er kam zu einer Bejahung mit dem Hinweis darauf, dass an sich 
ein Staat ein Interesse daran habe, möglichst viele gesunde 
und leistungsfähige Menschen in sich zu vereinen; daraus 
ergebe sich zwangsläufig, dass er überall dort, "wo durch 
Krankheit, Unfall usw. Behinderungen der vollen 
Leistungsfähigkeit vorliegen, die Betroffenen mit allen 
menschenmöglichen Mitteln über den Defekt hinwegbringen müsse, 
der ja nicht durch ihre Schuld an ihnen hänge. Es müsse 
versucht werden, auch aus diesen Menschen so viel an Leistung 
herauszuholen, wie nur eben möglich sei. Darüber hinaus müsse 
versucht werden, in Zukunft die Entstehung solcher Leiden und 
Gebrechen zu verhüten. Dieser Versuch werde im Gesetz zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchs für die Fälle gemacht, in denen 
die Defekte erblicher Natur sind. In der Regel drehe es sich 
dabei um geistige Defekte. Die Erbkranken seien von einem 
schweren Schicksal betroffen, und man könne sie niemals 
verwerfen. Wenn es in Deutschland Narren geben sollte, die so 
tun, als wenn ein erbkranker Volksgenosse ein Mensch zweiter 
Klasse wäre, dann hätten diese Narren offenbar keine Ahnung 
von den Dingen, um die hier gerungen werde. Der Referent 
garantierte seinen Zuhörern, dass alles geschehen werde, um 
das Sterilisierungsgesetz so durchzuführen, dass Missbrauch 
vermieden werde. Er wandte sich gegen diejenigen, die 
grundsätzlich „nur für die Erbgesunden" da sein wollen, und 
meinte, dass solche albernen Zeitgenossen viel Schmerz und 
Leid draußen anrichten. Es sei keine Schande, krank zu werden, 
denn es könne sich kein Mensch dagegen wehren. 
Dr. Groß rief die Körperbehinderten und Erbkranken zur 
Mitarbeit auf. die zugleich eine Mitarbeit am Aufbauwerk des 
Führers sei. 
 
Abschrift von Zeitungsartikel aus der NWVZ vom 25.10.1935  
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Artikel: Reinerhaltung deutschen Blutes - Minister Frick zum 

Verbot von Rassenmischehen - Anweisung für die Praktische 

Anwendung 

 
Berlin. 3 Dez. Reichinnenminister Dr. Frick gibt jetzt, wie 
das RDZ meldet, durch Erlass an die Landesregierungen 
Einzelanweisungen zur praktischen Anwendung der gesetzlichen 
Bestimmungen über die Reinerhaltung des deutschen Blutes. Er 
erklärte unter anderem, daß im Geschäftsverkehr künftig in der 
Regel folgende Bezeichnungen zu verwenden sind: Für einen 
jüdischen Mischling mit 2 jüdischen Großeltern MISCHLING 
ERSTEN GRADES, für einen jüdischen Mischling mit einem 
volljüdischen Elternteil MISCHLING ZWEITEN GRADES, für eine 
Person deutschen oder artverwandten Blutes DEUTSCHBLÜTIGER. 
Das Verfahren für die Einholung der Genehmigung zu Ausnahmen 
von Allgemeinem Eheverboten wird noch besonders geregelt 
werden. Einstweilen bestimmt der Minister, dass von solch 
jüdischen Rassenmischehen abgesehen auch Rassenmischehen von 
staatsangehörigen Deutschen oder artverwandten Blutes (und 
eben so von Mischlingen mit nur einem jüdischen 
Großelternteil) mit Angehörigen anderer fremder Rassen dann 
verboten sind, wenn daraus eine die Reinerhaltung des 
deutschen Blutes gefährdende Nachkommenschaft zu erwarten ist. 
Der entsprechende Nachweis wird von einem noch zu bestimmenden 
Zeitpunkt ab durch das EHETAUGLICHKEITSZEUGNIS erbracht. Bis 
dahin hat der Standesbeamte nur in solchen Fällen das 
Ehetauglichkeitszeugnis zu verlangen, in denen er wegen 
Zugehörigkeit der Verlobten der verschiedenen Rassen eine für 
das deutsche Blut ungünstige Nachkommenschaft befürchtet (zum 
Beispiel bei einer Eheschließung von deutschblütigen Personen 
mit Zigeunern, Negern oder Ihren Bastarden). 
In Zukunft hat nach dem Erlass jeder Verlobte vor der 
Eheschließung dem Standesbeamten den Nachweis seiner 
Abstammung zu erbringen. Die praktische Anwendung der 
gesetzlichen Vorschriften muss in einer Weise erfolgen, die 
unnötige Erschwerungen für den ganz überwiegenden Teil des 
Deutschen Volkes, der deutschen oder artverwandten Blutes ist, 
ausschließt. Die Anforderungen an den Nachweis der Abstammung 
müssen, so bestimmt der Minister, deshalb auf das unbedingt 
notwendige beschränkt werden. Dies sei um so eher möglich, als 
die Verletzung der einschlägigen Vorschriften durchweg mit 
schweren Zuchthausstrafen geahndet werde. 
Zum Nachweis der Abstammung sind beim Aufgebot außer den 
Geburtsurkunden der Verlobten die Heiratsurkunden Ihrer Eltern 
(bei unehelichen Kindern die Geburtsurkunde der Mutter und, 
falls der Vater bekannt ist, auch dessen Geburtsurkunde) 
vorzulegen. 
Die Verlobten haben ferner schriftlich oder zu Protokoll zu 
versichern, was ihnen über die Rassenzugehörigkeit und die 
Religion Ihrer Großeltern bekannt ist, und zu erklären, dass 
sie die Angaben nach bestem Wissen gemacht haben. Nur wenn der 
Standesbeamte bestimmte Tatsachen kennt, die ihm weiteren 
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Nachweis erforderlich erscheinen lassen, darf er insbesondere 
die Heiratsurkunden der Großeltern verlangen. Seiner eigenen 
Verantwortung darf sich der Standesbeamte nicht entziehen. Er 
muss daher, sobald er seine Mitwirkung bei einer Eheschließung 
wegen jüdischen Bluteinschlages verweigert, dem Minister 
unverzüglich eingehend berichten und darf nicht etwa einfach 
eine Anweisung des Gerichtes abwarten. 
 
Abschrift von 4.12.1935 NWVZ 
 

 

 

Verhütung Erbkranken Nachwuchses –  

Ministerialdirektor Dr. Gütt über das Gesetz zum Schutze der 

Erbgesundheit  

 

Der Ministerialdirektor im Reichsministerium des Inneren, Dr. 
Gütt, machte am Sonnabend vor Pressevertretern u.a. folgende 
Ausführung über das neue Gesetz zum Schutz der Erbgesundheit 
des deutschen Volkes: das Gesetz stellt die folgerichtige 
Ergänzung des Gesetzes zum Schutze des deutschen Blutes und 
des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses dar. Die 
Eheverbote sind in weiser Beschränkung scharf umgrenzt und 
treffen nur solche Fälle, in denen ein verantwortungsbewusster 
Mensch schon von sich aus eine Ehe nicht eingehen würde. 
Wir wissen heute, welche Gefahren z.B. die 
Geschlechtskrankheiten mit sich bringen, und zwar nicht nur 
für die Gesundheit der einzelnen Ehepartner, sondern auch für 
die Nachkommenschaft. Auch die ansteckungsfähige Tuberkulose 
ist eine ungeheuere Gefahr für die junge Ehe, da sie durch 
ihren chronischen Verlauf im günstigsten Falle zu langer 
Arbeitslosigkeit, oft aber zu frühzeitigem Tod und Elend 
führt. Auch wenn die Eheleute selbst daran nicht zugrunde 
gehen, so müssen sie dann vielfach erleben, wie ein Kind nach 
dem anderen von dieser Krankheit dahingerafft wird. 
Das bisherige Recht ließ es zu, daß Personen, die wegen 
Geistesschwäche, Verschwendung oder Trunksucht entmündigt 
sind, mit Einwilligung ihres gesetzlichen Vertreters heiraten. 
Eine Eheschließung solcher Personen liegt aber nicht im 
Interesse der Volksgemeinschaft. Es gibt nun ferner Personen, 
die an geistigen Störungen leiden, bei denen es aber bisher 
aus irgendwelchen Gründen nicht zur Entmündigung gekommen ist 
oder die infolge krankhafter 
Erbanlagen zu Verbrechern geworden sind. Es ist 
selbstverständlich, dass der Staat auch ihnen die 
Verantwortung für die Gründung einer Familie nicht überlassen 
darf. Schließlich enthält das vorliegende Gesetz die aus den 
Bestimmungen zur Verhütung erbkranken Nachwuchses sich 
ergebende Folgerung. Da der Sinn der Ehe in der Erzeugung 
gesunder Kinder liegt, erscheint es sittlich gerechtfertigt, 
eine gesunde fortpflanzungsfähige Person nicht an einen 
unfruchtbar gemachten Partner zu binden. Andererseits ist es 
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unbedenklich, wenn zwei unfruchtbare Personen eine 
Lebensgemeinschaft bilden. 
Die Tatsache, ob ein Ehehindernis der genannten Art vorliegt, 
soll von einem vom Reichsminister des Inneren noch näher zu 
bestimmenden Zeitpunkt ab durch ein Zeugnis des 
Ehegesundheitsamtes (Ehetauglichkeitszeugnis) nachgewiesen 
werden. Diese Aufgabe der Eheberatung werden im Rahmen des 
Gesundheitsamtes Beratungsstellen für Erb- und Rassenpflege zu 
übernehmen haben. Bis zum Inkrafttreten dieser Bestimmung über 
die Vorlage des Ehetauglichkeitszeugnisses sollen die 
Standesbeamten einen solchen Nachweis jedoch nur in 
Zweifelsfällen verlangen, wenn ein begründeter Verdacht eines 
Ehehindernisses im Sinne des §1 vorliegt. Im Übrigen werden 
die Standesbeamten durch einen besonderen Erlass verpflichtet 
werden, wohlwollend zu verfahren und die ordnungsgemäße 
Eheschließung in keiner Weise zu verzögern. 
In den Ausführungsbestimmungen wird ferner festgelegt werden, 
dass im Falle der Versagung eines Ehetauglichkeitszeugnisses 
die Beschwerde bei dem zuständigen Erbgesundheitsgericht bzw. 
Erbgesundheitsobergericht zulässig sein soll. In allen diesen 
Fällen muss für eine beschleunigte und wohlwollende Prüfung 
Sorge getragen werden, wie überhaupt bei der Durchführung des 
Gesetzes der Hauptwert nicht auf ein etwaiges Verbot, sondern 
auf die ärztliche Beratung der zur Ehe entschlossenen Personen 
zu legen ist. Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine 
Anwendung, wenn beide Verlobten oder der männliche Verlobte 
eine fremde Staatsangehörigkeit besitzen, auch kann der 
Reichminister des Inneren Härten nach § 6 des Gesetzes 
ausgleichen. 
So wird ein Verbot ja nur in verhältnismäßig wenigen Fällen 
notwendig sein, in denen jeder vernünftige und 
verantwortungsbewusste Mensch von einer Ehetauglichkeit 
absehen würde. Die Freiheit des Entschlusses gesunder Menschen 
wird nicht angetastet, sondern die Eheberatung soll im Laufe 
der Zeit zu einer Erziehungsmaßnahme des ganzen Volkes werden. 
Ferner ist es selbstverständlich, dass die Beratung nur von 
Ärzten ausgeübt werden darf, die über eine ausreichende 
ärztliche Erfahrung verfügen und fest auf dem Boden der 
nationalsozialistischen Bewegung stehen. 
 

Abschrift von 23.10.1935 NWVZ 
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Gesetz zum Schutz der Erbgesundheit  

 
Berlin 18 Okt. Das Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des 
deutschen Volkes, kurz Ehegesundheitsgesetz genannt, bringt in 
acht Paragraphen eine Reihe von Bestimmungen, die die 
Möglichkeit geben, in gewissen Fällen Eheverbote 
auszusprechen. Im § l wird festgelegt, dass eine Ehe nicht 
geschlossen werden darf, 
a) wenn einer der Verlobten an einer mit Ansteckungsgefahr 
verbundenen Krankheit leidet, die eine erhebliche Schädigung 
der Gesundheit des anderen Teiles oder der Nachkommen 
befürchten lässt, 
b) wenn einer der Verlobten entmündigt ist oder unter 
vorläufiger Vormundschaft steht, 
c) wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu sein, an einer 
geistigen Störung leidet, die die Ehe für den 1. unerwünscht 
erscheinen lässt, 
d)wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne des 
Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses leidet. Eine 
Ausnahme wird im Falle d) lediglich dann gemacht, wenn der 
andere Verlobte unfruchtbar ist, also Kinder aus Ehe nicht 
erwartet werden können. 
Nach § 2 haben die Verlobten vor der Eheschließung durch ein 
Zeugnis des Gesundheitsamtes, das so genannte 
Ehetauglichkeitszeugnis, nachzuweisen, daß ein Ehehindernis 
nach § l nicht vorliegt. 
§ 3 bestimmt, dass eine Ehe nichtig ist, wenn sie entgegen den 
Verboten des § l geschlossen wird, und wenn die Ausstellung 
des Ehetauglichkeitszeugnisses oder die Mitwirkung des 
Standesbeamten bei der Eheschließung von den Verlobten durch 
wissentlich falsche Angaben herbeigeführt worden ist. Sie ist 
ferner nichtig, wenn sie zum Zwecke der Umgehung des Gesetzes 
im Ausland geschlossen wurde. Die Nichtigkeitsklage kann nur 
vom Staatsanwalt erhoben werden. Die Ehe ist von Anfang an 
gültig, wenn das Ehehindernis später wegfällt. §4 enthält die 
Strafbestimmungen und bestimmt, dass mit Gefängnis nicht unter 
6 Monaten bestraft wird, wer eine verbotene Eheschließung 
erschleicht, wobei auch der Versuch strafbar ist. Die 
Verfolgung wegen vollendeten Vergehens tritt nur dann ein, 
wenn die Ehe für nichtig erklärt wird. 
Im §5 ist festgelegt, dass die Vorschriften dieses Gesetzes 
keine Anwendung finden, wenn beide Verlobten oder der 
männliche Verlobte eine fremde Staatsangehörigkeit besitzen. 
Die Strafverfolgung eines Ausländers nach §4 tritt nur auf 
besondere Anordnung ein, die der Reichsminister der Justiz im 
Einvernehmen mit dem Reichminister des Innern trifft. Nach §6 
kann der Reichminister des Innern oder die von ihm ermächtige 
Stelle Befreiungen von den Vorschriften dieses Gesetzes 
bewilligen. 
§7 behandelt den Erlass der zur Durchführung und Ergänzung 
dieses Gesetzes erforderlichen Rechts - und 
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Verwaltungsvorschriften, der durch den Reichminister des 
Innern im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers und 
dem Reichminister der Justiz erfolgt. Nach §8 tritt das Gesetz 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. Den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des §2 bestimmt der Reichminister des Innern. 
Bis zu diesem Zeitpunkt ist also ein Ehetauglichkeitszeugnis 
nur in Zweifelsfällen vorzulegen. 
 
Abschrift von 19.10.1935 Herforder Kreisblatt.  
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Formular für das Amtsärztliche Gutachten (Abschrift) 

Quelle: Kommunalarchiv Herford 
 

Amtsärztliches- Ärztliches*)- Gutachten 
 

Gemäß §4 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses von 14. Juli 1933- Reichsgesetzbl. I.G. 
529) 

 
1. Allgemeines 

 
 
Name und Vorname:................................................................................................... 
..................................................................................................................................... 
Beruf:........................................................................................................................... 
Geboren am..........................1......... zu.............................Kreis.................................. 
Religion:....................................................................................................................... 
Letzter Wohnort:................................................................Kreis.................................. 
 Straße......................................................................... 
Anschrift der Eltern:...........................................................Kreis.................................. 
 Straße:........................................................................ 
Anschrift des Pflegers oder Vormunds:....................................................................... 
             Kreis................................... 
Wieviele Kinder:......................Totgeburten:.........................Fehlgeburten.................. 
Personenstand - ledig - verheiratet - verwitwet - geschieden 
___________________________________________________________________ 
 

1. Angaben über die näheren Familienangehörigen 
 
Name des Ehegatten:.................................................................................................. 
Wohnort:...................................................................................................................... 
Kreis:..................................................................................Straße............................... 
Ist der Ehegatte gesund?............................................................................................. 
Wieviele Kinder?.........................Totgeburten:......................Fehlgeburten:.................. 
 
___________________________________________________________________ 
 
Name des Vaters:......................................................................................................... 
Wohn- oder Sterbeort.................................................................................................... 
Kreis:....................................................................................Straße............................... 
Name der Mutter:........................................................................................................... 
Wohn- oder Sterbeort.................................................................................................... 
Kreis:....................................................................................Straße............................... 
Waren die Eltern blutsverwandt?................................................................................... 
 
*) Nichtzutreffendes ist jeweils zu durchstreichen. 
 
 
 

Sind bei Vater oder Mutter die im §1 Abs. 2,3 des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses genannten 
Krankheiten oder Zustände beobachtet worden oder sind sonstige körperliche oder geistige Leiden oder 
Abnormitäten erblicher oder nichterblicher Natur vorgekommen? Im einzelnen siehe nachstehend unter 1 und 2. 
 
1. Sind in der Familie die im §1 Abs. 2 und 3 des Gesetzes genannten Krankheiten oder Zustände 
vorgekommen? (Welche und bei wem?) 
 
 
2. Sind in der Familie noch andere körperliche oder geistige Leiden oder Abnormitäten erblicher oder 
nichterblicher Natur vorgekommen (z.B. Giftsüchtigkeit, Selbstmorde, Selbstmordversuche, auffallende 
Charaktere, vererbliche oder asoziale Veranlagungen, Psychopathie, andere Geisteskrankheiten, 
Stoffwechselstörungen usw. (Welche und bei wem?)? 
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2. Eigene Vorgeschichte des E. 
 

a) Durchgemachte körperliche Krankheiten (Infektionskrankheiten, Organkrankheiten, Unfälle usw. ) ausschl. 
Nerven- und Geisteskrankheit: 
 
b) Wie war die geistige Entwicklung des (der) P. ( Schulleistungen bzw. -erfolge, Interesse an der Politik usw.)? 
 
c) Hat der (die) P. an Krämpfen gelitten? Welcher Art waren diese? Hat der (die) P. Krankheiten des 
Zentralnervensystems oder geistige Störungen durchgemacht? Welche? Wann?  
 
d) Angaben über das Sexualleben (bei Frauen außerdem über Regel- und Schwangerschaftsstörungen): 
 
e)Wie war die soziale Entwicklung des (der) P. (Berufsausbildung, Erfolge bzw. Misserfolge im Berufsleben)? 
 
f) Ist der (die) P. mit dem Strafgesetz in Konflikt gekommen? Wann? Wodurch? 
 
g) Alkoholismus, Missbrauch von Rauschgiften: 
 
2. Entwicklung des Leidens, das den Anlaß zum Antrag auf Unfruchtbarmachung gibt (erstes Auftreten, Verlauf 
usw.) 
 
3. Bei welchen Ärzten und in welchen Anstallten war der(die) P. in Behandlung? (Möglichst genau Anschrift) 
 
4. Können sonstige Personen über den (die) P. und seine Verwandten Auskunft geben? Welche? (Genaue 
Anschrift): 
 

3.Befund 
 

1. körperlicher Befund 

 
a) Allgemeinzustand, Mißbildungen und Fehler des Knochensystems, Brustkorb, Wirbelsäule, Gliedmaßen und 
Allgemeinkrankheiten, Stoffwechselkrankheiten, Krankheiten des Blutes und der blutbildenden Organe, Haut, 
Drüsen: 
 Größe:........................................ 
 Gewicht:...................................... 
Bei Frauen Menses:.............................. 
.............................................................. 
 
 
 
b) Organbefund (Lunge, Herz, sonstige Eingeweide, Geschlechtsorgane, Schilddrüse): 
 Puls:........................................... 
 ................................................... 
 Blutdruck:................................... 
 Harn:........................................... 
 Eiweiß:........................................ 
 .................................................... 
 Zucker:........................................ 
 
 
c) Nervensystem: 
Hirnnerven ausschl. Befunde am Auge und Ohr), Kopfperkussion, Druckpunkte am Kopfe, Zunge, 
Gaumensegel, Würgereflex, Geruch, Geschmack. 
 
 
Reflexe: 
Basomotor. Nachröten, mechan. Muskelerregbarkeit, Radiusperiostreflex, Patellareflex, Patellarclonus, 
Achillessehnenreflex, Dorfalclonus, Plantarreflex, Babiniski, Oppenheim, Bauchreflexe, Kremasterreflex, 
Armbewegung. 
 
Sensibilität: 
Berührungsempfindlichkeit, Lokalisation, Schmerzempfindlichkeit. 
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Ataxie: 
Statischer Tremor, Händedruck, Zeigeversuch, Beinbewegungen, Gang, Romberg. 
 
Sonstige körperliche Zeichen einer Erkrankung des Z.N.S. Zungenbissnarben, Lähmung, Tonus der Muskulatur, 
Speichelfluß, organische Sprachstörung usw., wenn nötig serologische Reaktion im Blut und Liquor. 
 
 
d) Augen: 
Bewegungen, Cornealreflex, Pupillen, Augenhintergrund 
 
e) Ohren 
Spiegelbefund, Hörschärfe, Gleichgewichtsorgan 
 
2. Psychischer Befund 

 
1. Allgemeines Verhalten: 
zugänglich, freundlich, misstrauisch, ablehnend 
 
2. Stimmung- und Affektlage: 
Stumpf, gleichgültig, läppisch, traurig, ängstlich, ratlos, entschlußlos, heiter, albern, zornig, sexuell- zudringlich. 
 
3. Willenssphäre: 
Hemmung, Sperrung, Stupor, Katalepsi, Befehlsautomatie, Negativismus, Mutismus, Erregung, Befehlsdrang, 
impulsive Handlungen, sinnlose Handlungen, Rededrang, Fortlaufen, Manieren, Stereotypien, Sprachmanieren, 
Grimmassieren. 
 
4. Bewusstseinslage: 
Auffassung, Besonnenheit, Aufmerksamkeit, Bewusstlosigkeit, Roma, Sopor, Somnolenz, 
Bewusstseinseintrübungen, Desorientiertheit, Verwirrtheit, Delirate Zustände, Dämmerzustände, 
Bewusstseinseinengungen, Absenz. 
 
5. Gedankenabläufe: 
Formale Störungen, Denkhemmung, Denksperrung, gemachte Gedanken, Gedankenentzug, Ideenflucht, 
Inkohärenz, Perseverration, Zerfahrenheit, Steifheit, inhaltliche Störungen, Sinnestäuschungen der verschiedenen 
Sinnesgebiete, Wahnideen (Größen-, Kleinheits-, Verfolgungs-, Versündigungswahn usw.), 
Zwangsvorstellungen (Phobien usw.). 
 
6.Sexuelle Perversionen 
 
7. Unfälle 
Beginn, Häufigkeit, motorisches Verhalten, Zungenbiß, Einnässen, Verletzungen im Unfall, Verhalten nach dem 
Unfall (Schlaf, Dämmerzustände usw.), petits maux.  
 
Bei Schwachsinnigen ist der Intelligenzprüfungsbogen auszufüllen (Anlage 5a.) 
..................................................................................... 
1. Diagnose: 
 
2. Begründung: 
 
Am ...........................19............ 
 
Ort:........................................... 
 
Straße:...................................... 
 
 
(Dienstsiegel oder Stempel) 

 
Name:.................................................... 
 
Amtsstellung:......................................... 
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Formular für den „Intelligenzprüfungsbogen“ (Abschrift) 

Quelle: Kommunalarchiv Herford  
 

Intelligenzprüfungsbogen 
 

1. Orientierung: 

 
(Wie heißen Sie?) 
 
(Was sind Sie?) 
 
(Wie alt sind Sie?) 
 
(Wo sind Sie zu Hause?) 
 
(Welches Jahr haben wir jetzt?) 
 
(Welchen Monat?) 
 
(Welches Datum?) 
 
(Welchen Wochentag?) 
 
(Wie lange sind sie hier?) 
 
(In welchem Orte sind Sie hier?) 
 
(In welchem Hause sind Sie hier?) 
 
(Wer hat Sie hierher gebracht?) 
 
(Wer sind die Leute in Ihrer Umgebung?) 
 
(Wer bin ich?) 
 
2.Schulwissen 

 

(Heimatort?) 
 
(Zu welchem Lande gehörig?) 
 
(Hauptstadt von Deutschland) 
 
(Hauptstadt von Frankreich) 
 
(Wer war Luther?) 
 
(Wer war Bismark?) 
 
(Welche Staatsform haben wir jetzt?) 
(Wer hat Amerika entdeckt?) 
 
(Wann ist Weihnachten?) 
 
(Sonstige Fragen ähnlicher Natur). 
 
(Wieviele Wochentage? -  

vor- und rückwärts?) 
 
(Wieviele Monate? -  
 vor- und rückwärts?) 
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Rechnen: 
 
7*9 = 51-16= 17+32= 
12*13= 62-19= 23+45= 
10:2= (x-3=14) x? = (x*9=63) x?=? 
81:3= (x+5=16) x?= (x:8=5) x?= 
 
(300 RM zu 3%, in 3Jahren Zinsen?) 
 
(6 Arbeiter brauchen zu einer Arbeit  3 1/2 Stunden: Wie lange brauchen 3 Arbeiter? 
 
(Wenn 1 1/2 Pfund 15 Pfg. kosten, wieviel kosten dann 7 Pfund?) 
 
3.Allgemeines Lebenswissen 

 
(Wo geht die Sonne auf?) 
 
(Warum wird es Tag und Nacht?) 
 
(Warum baut man Häuser in der Stadt höher als auf dem Land?) 
 
(Was versteht man unter dem Kochen des Wassers?) 
 
(Warum darf man Feuer nicht abschließen, wenn es brennen soll?) 
 
(Warum gehen Kinder in die Schule)?) 
 
(Wozu sind die Gerichte da?) 
 
 (Geldsorten?) 
 
(Was kostet jetzt die Beförderung von Postsachen?) 
 
(Preise von Lebensmitteln?) 
 
Unterschied zwischen: 
 
(Irrtum - Lüge?) 
 
(Borgen - Schenken?) 
 
(Geiz - Sparsamkeit?) 
 
(Rechtsanwalt - Staatsanwalt?) 
 
(Treppe - Leiter?) 
 
(Teich - Bach?) 
 
 
4.Spezielle Fragen aus dem Beruf: 

 
Satz aus 3 Worten bilden: 
 
(Jäger - Hase  - Feld!) 
 
(Soldat - Krieg -Vaterland!) 
 
(Frühling - Wiese - Blumen!) 
 
(Schule - Bildung - Leben!) 
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5. Geschichtserzählung und Sprichworterklärung: 

 

(Geschichte vom Salzesel o.ä.) 
 
(Hunger ist der beste Koch) 
 
(Lügen haben kurze Beine) 
 
(Der Apfel fällt nicht weit vom Stamm) 
 
(Unrecht Gut gedeihe nicht) 
 
6. Sittliche Allgemeinvorstellungen: 

 
(Warum lernt man?) 
 
(Warum und für wen spart man?) 
 
(Weshalb darf man auch sein eigenes Haus nicht anzünden?) 
 
(Was darf man mit gefundenen 5 - 20 - 500 RM machen?) 
 
(Wie denken sie sich Ihre Zukunft?) 
 
(Was würden Sie tun, wenn Sie das große Los gewönnen?) 
 
(Was ist Treue, Frömmigkeit, Ehrerbietung, Bescheidenheit?) 
 
(Was ist das Gegenteil von Tapferkeit?) 
 
 
7.Gedächtnis und Merkfähigkeit: 

 
(Merken Sie sich die Zahl 1849!) 
 
(Welche Geschichte habe ich Ihnen erzählt?) 
 
(Welche Zahl sollten Sie sich merken?)  
 
(Sprechen sie nach und merken Sie folgende Worte: Haus - Tür, Hut - Kopf, Herz - Schmerz, Blei - Arzt!) 
 
(Worüber haben wir uns unterhalten?) 
 
(Welche Zahl sollten Sie sich merken?) 
 
(Welche Worte sollten Sie sich merken?) 
 
 

8.Verhalten bei der Untersuchung: 

 
(Haltung, Augen, Mimik, Stimme, Aussprache, Wortfolge, Promptheit der Antwort, Zugänglichkeit, Teilnahme 
an der Unterhaltung usw.) 
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Bildliche Darstellung der OP-Verfahren: 

Quelle: Gütt, Rüdin, Ruttke: Zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses, München 1934  
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Ausstellungstexte und -quellen: 

 

 

 

Gesamtstatistik Kreis und Stadt Herford 

 

 
Die Amtsärzte mussten monatlich und jährlich Berichte über die 
Durchführung des Gesetzes beim Regierungspräsidenten 
einreichen. Sie bezeugen detailliert die Tätigkeiten der Ärzte 
und geben Auskunft über Anzeigen und durchgeführte Maßnahmen.  
 
Der Amtsarzt stellte den Antrag auf Sterilisation beim 
zuständigen „Erbgesundheitsgericht“ hier in Bielefeld. 85% der 
Vorgeladenen wurden zur Zwangssterilisierung verurteilt, ein 
Einspruch war nur sehr selten erfolgreich.  
 
Zwischen 1934 und 1944 betraf dies 126 Frauen und 192 Männer 
aus dem Landkreis Herford, die genauen Zahlen für Herford-
Stadt sind nicht mehr zu ermitteln. Mehr als die Hälfte davon 
waren erst 14 bis 30 Jahre alt. Dazu kommen noch mindestens 
170 Sterilisierungen von Gefangenen der Strafanstalt Herford. 
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Quelle: Landesarchiv NRW, 
Staatsarchiv Detmold 
 



 24

Täter und Verantwortliche  

 

Dr. Hermann Angenete(1877 - 1953) 

 
1916–1935 Kreisarzt des Stadt- und Landkreises Herford 
1935–1945 Amtsarzt des Gesundheitsamtes Herford-Land  
seit 1938 Obermedizinalrat 
seit 1.11.1939 NSDAP-Mitglied 
1939–1944 Mitglied des Erbgesundheitsobergerichts Hamm  
1.9.1945 Versetzung in den Ruhestand 
 
Ein Mann der Gegensätze: 
- Treusorgender Familienvater 
– Deutschnationaler    
- Teil der  
  Sterilisationsmaschinerie  
 
Dr. Angenete erfasste 1510 Personen in der „Erbkrankenliste“ 
Herford-Land.  
 
Er war für 318 Zwangssterilisationen mitverantwortlich. 
 
Angenetes deutschnational- bildungsbürgerliches Auftreten 
befremdete sowohl die Bevölkerung als auch seine 
nationalsozialistischen Vorgesetzten. 
 
 
“Inwieweit Großvater bei allen diesen Verfahren innerlich 
hinter seiner Aufgabe stand, ist unbekannt. In Anwesenheit der 
Kinder wurden diese Themen nie erwähnt.”(aus 
familienkundlicher Schrift von W. Schindler, dem Enkel 
Angenetes) 
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Quelle: Landesarchiv NRW, Staatsarchiv Detmold und 
Kommunalarchiv Herford 
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Dr. Heinrich Siebert (1893 – 1967) 

Seit 1.4.1922 Stadtarzt von Herford,   
NSDAP-Mitglied seit 1.5.1933,  
1935 stellvertretender Amtsarzt des Gesundheitsamtes Herford-
Stadt, 1936 Amtsarzt-Examen.  
Seit 1.8.1937 Medizinalrat und staatlicher Leiter des 
kommunalen Gesundheitsamts Herford-Stadt.  
1945 Entnazifizierung und Verbleiben im Amt,  
1958 Ruhestand,  
1961 Verleihung des  
Bundesverdienstkreuzes,  
1967 Tod in Herford 
 
Dr. Siebert war seit 1939 ärztlicher Beisitzer des 
Erbgesundheitsgerichts Bielefeld, 1943 Leiter des Kreisamtes 
für Volksgesundheit der NSDAP.   
 

 
 
 
„’Onkel Doktor’, wie Dr. Siebert ehrenhalber fortan geheißen 
wurde...”(aus dem Nachruf des Herforder Kreisblatts 3.11.1967) 
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„... eine stadtbekannte Persönlichkeit. In Anerkennung seiner 
Verdienste um das öffentliche Gesundheitswesen war dem 
allseits hochgeschätzten Obermedizinalrat u. a. das 
Bundsverdienstkreuz am Band II. Klasse verliehen worden.(...) 
Darüber hinaus beklagt die ganze Bevölkerung den Tod eines 
Mannes, der für die Sorgen und Nöte seiner Mitmenschen stets 
ein offenes Ohr und eine hilfsbereite Hand hatte.“ (aus dem 
Nachruf in der Neuen Westfälischen 3.11.1967) 
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Quelle: Landesarchiv NRW, Staatsarchiv Detmold 
und Kommunalarchiv Herford 
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Verantwortliche 

 
Die Ärzte der staatlichen Kreisgesundheitsämter hatten die 
Hauptverantwortung für die Durchführung der Gesetze zur 
„Verhütung erbkranken Nachwuchses“. Wie Gutachten und 
Nachweise zeigen, waren in die Eugenik- und Euthanasiefälle im 
Kreis Herford auch Ärzte der Anstalt Bethel eng eingebunden. 
 
Dr. Therese Boner, geb. 2.2.1891, 
1.10.1936 bis 31.3.1938 Hilfsärztin beim Gesundheitsamt 
Herford Land. 
  
Dr. Eduard Glugowsky, geb. 8.9.1894.  
Amtsarztexamen 1933. NSDAP-Mitglied seit 1.10.1940. 1943 bis 
1945 stellvertretender Amtsarzt am Gesundheitsamt Herford-
Land, 1945 bis 1946 Amtsarzt des Gesundheitsamtes Lübbecke.  
 
Dr. Gustav Marx, geb. 17.1.1888.  
Seit 1934 Kreiskommunalarzt des Landkreises Herford. NSDAP-
Mitglied seit 1.5.1933, Mitglied des NSDÄB (NS-Ärztebund) und 
zugelassen beim Amt für Volksgesundheit. Ab Juni 1935 
stellvertretender Amtsarzt des Gesundheitsamtes Herford-Land. 
Seit 1936 Anstaltsarzt der Landes-Heil- und Pflegeanstalt 
Lüneburg. 
 
Dr. Heinrich Sander, geb. 23.8.1904.  
Von Mai 1938 bis zum 14.3.1943 zunächst als Hilfsarzt, dann 
als beamteter Arzt am Gesundheitsamt Herford-Land. NSDAP-
Mitglied seit 1.10.1939, Ab 1943 Amtsarzt in Büren. Im 
Entnazifizierungsverfahren 1947 als “unbelastet” eingestuft 
und weiterbeschäftigt. 
 
Dr. Arno Kirsche,geb. 8.2.1889.  
1935 bis März 1936 geschäftsführender Amtsarzt des 
Gesundheitsamts Naumburg, die Ernennung zum Amtsarzt 
unterbleibt, da seine Ehefrau “nicht arisch” ist. Ab 15.3.1936 
stellvertretender Amtsarzt des Gesundheitsamt Herford-Land. Am 
28.8.1937 Versetzung in den vorzeitigen Ruhestand. 
Privatpraxis in Hannover, 1960 positives 
Wiedergutmachungsverfahren, gestorben am 1974 in Hannover. 
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Prof. Werner Villinger (1887 – 1961), 
Chefarzt der Anstalt Bethel 1934 - 1940. 
Schon in den 1920er Jahren vertritt Villinger eugenisches 
Gedankengut. Er war seit 1930 „Wunschkandidat“ Fritz v. 
Bodelschwinghs für die Stelle des Chefarzts. Diesem imponierte 
im Besonderen die christliche Grundeinstellung Villingers. 
1934 tritt Villinger die Nachfolge C. Schneiders als Chefarzt 
Bethels an. 1935 wird er Vorsitzender des Ständigen 
Ausschusses für Fragen der Rassenhygiene und Rassenpflege des 
Central-Ausschusses für die Innere Mission sowie Mitglied des 
Vorstandes der Arbeitsgemeinschaft für Volksgesundung. Er war 
bis zu seiner Berufung an die Universität Breslau (1940) an 
einer Vielzahl von Sterilisierungsverfahren beteiligt. Seine 
Rolle im Rahmen der T4-Aktion blieb jedoch – wegen seines 
christlichen Hintergrundes – unklar.  
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Prof. Carl Schneider (1891 – 1946), 
Chefarzt der Anstalt Bethel bis Ende 1933. 
Schon 1930 beschäftigte sich Schneider in einem Begleittext zu 
einer Dresdener Hygieneausstellung zu sozial- und 
rassenhygienischen Fragestellungen. Bis 1933 blieb seine 
Positionierung zu dieser Frage jedoch unklar. Ab 1933 – noch 
als Chefarzt Bethels – wurde er ein starker Befürworter der 
nationalsozialistischen Rassenideologie. In Bethel bereitete 
er organisatorisch und ideologisch dem „Gesetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses“ den Weg. 1939 verfasste er das in 
vielen Gesundheitsämtern genutzte Lehrbuch „Die Behandlung und 
Verhütung der Geisteskrankheiten“. 
  
Quelle: Landesarchiv NRW, Staatsarchiv Detmold, 
Literatur zu Bethel und Kommunalarchiv Herford 
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Täter und Beteiligte 

 
Fast die Hälfte der Anzeigen stammte aus den federführenden 
Ämtern und Behörden wie dem Gesundheitsamt selbst, aber auch 
das Kreiswohlfahrtsamt und die Amtsbürgermeister waren 
vertreten.  
 
Die restlichen Anzeigen stammten von anderen 
Gesundheitsämtern, Gerichten, den vertrauensärztlichen 
Dienststellen der Landesversicherungsanstalt Westfalen und dem 
ärztlichen Dienst des Versorgungsamtes in Bielefeld. 
 
Etwa je 15 % stammten von niedergelassenen Ärzten oder aus den 
Heil- und Pflegeanstalten der Umgebung wie Gütersloh, 
Lengerich und Bethel. 
 
Auffallend ist die hohe Anzahl von Anzeigen durch das 
Sanitätswesen der Wehrmacht. Dabei handelte es sich sowohl um 
Meldungen, die aus Tauglichkeitsuntersuchungen resultierten, 
wie um Denunziationen von Soldaten, die erst im Einsatz oder 
nach Verletzungen auffällig wurden, ab 1939 sogenannte 
Kriegsneurosen. 
 
Auch aus den Fürsorgeerziehungsheimen wie dem Buchenhof und 
Eickhof in Schweicheln und dem Homberghof in Falkendiek kamen 
zahlreiche Anzeigen, ebenso aus den normalen Krankenhäusern 
wie dem Kreis- und Stadtkrankenhaus Herford. 
 
Im weiteren Verfahren wurden auch die örtlichen 
Gemeindefürsorgerinnen und Diakone zu Tätern, indem sie 
ermittelten und Gutachten schrieben, alles ohne Wissen der 
Betroffenen. Auskünfte holten sich die Täter aber auch von 
Firmen, anderen Gemeinden und Privatpersonen. Erst nach 
wochen- oder monatelangen Ermittlungen erfuhr die betroffene 
Person, was sich zusammenbraute. 
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Denunziationen 

 

Frieda Sch. 

Geboren: 24.8.1904 
Diagnose: Angeborener Schwachsinn 
 
Anzeige am 9.5.1935 durch den Amtsbürgermeister Vlothos: „Der 
Knecht Karl P. bei dem Bauern W. beabsichtigt Frl. Frieda Sch. 
zu heiraten. Die Mutter der Braut wird hier jedoch vorstellig, 
mit dem Bemerken, daß eine Eheschließung mit ihrer Tochter zu 
einem Unglück führen würde, weil sie weder lesen noch 
schreiben könne, also im ganzen geistig rückständig sei und 
nicht die Voraussetzung für eine glückliche Familie erfülle. 
Sie habe bereits vor Jahresfrist ein damals bestehendes 
Verlöbnis wieder aufheben lassen. Letztere bittet darum, auf 
den P. einzuwirken, von der Verehelichung mit ihrer Tochter 
Abstand zu nehmen.“ 
 
 
Lieselotte R. 

Geboren: 19.2.1921 
Diagnose: Schizophrenie 
 
29.3.1943 Die Fürsorgerin Gertrud B. teilt dem Gesundheitsamt 
Herford-Land die Personalien von Lieselotte R. mit und 
kommentiert: „Geistig zurück, Schule bis zur 1. Klasse nicht 
durchgemacht, ohne Beruf, aber im Haushalt recht bewandert. 
(…) Sie fing dann abends an, fortzugehen, machte sich an 
Jungens, Soldaten, auch Franzosen heran. Vom Amte K. wurde sie 
verwarnt, sie versprach das beste, ließ aber nicht ab, sieht 
auch das Strafbare ihres Tun nicht ein (…) Die Mutter bittet 
um Untersuchung und Sterilisation ihrer Tochter, da diese 
abends nicht zu halten ist und auf die raffinierteste Weise es 
anfängt und fortläuft.“ 
 
Friedrich B. 

Geboren: 26.12.1907 
Diagnose: Schizophrenie 
 
Der Amtsbürgermeister aus Vlotho dringt mit einem Schreiben 
vom 26.7.1935 wiederholt auf die Sterilisation von Friedrich 
B.: 
 
„B. war vom 7.3.1929-18.4.1929 und vom 22.10.1932-29.12.1932 
in der Provinzialheilanstalt Münster wegen einer Nerven- und 
Gemütskrankheit untergebracht. B. ist erblich belastet; der 
Vater ist Alkoholiker und die Mutter geistig beschränkt. (…) 
Fritz (Friedrich) B. ist auch jetzt noch geistig minderwertig 
und hat vor kurzem eine von ihm schwangere Hausangestellte 
geheiratet, die jedoch bei ihrer Niederkunft gestorben ist, 
während das Kind lebt. Von Mitgliedern des 
Wohlfahrtsausschusses Vlotho, denen das eigenartige Verhalten 
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des B., besonders in letzter Zeit, wiederholt aufgefallen ist, 
ist angeregt worden, diesen Antrag zu stellen. Ich bitte 
dringend, alles Erforderliche zu veranlassen, damit B. seine 
Erbkrankheit nicht noch fortpflanzt.“ 
 
Friedrich I. 

Geboren: 14.10.1912 
Diagnose: Angeborener Schwachsinn 
 
Pflegschaft durch Diakon Rudolf H. aus Enger, der am 24.3.1936 
zum Sterilisationsantrag von Dr. Angenete Stellung nimmt: 
„Ich habe mich in dieser Angelegenheit auch mit seinem Vater 
besprochen. Die Eltern selbst sind mit der Zwangssterilisation 
ihres Sohnes F. einverstanden, sodaß von der Seite keine 
Schwierigkeiten zu erwarten sind. Der Pflegling selbst weiß 
nichts von der Absicht der Zwangssterilisation. Der Vater 
bittet, nach Möglichkeiten dem Sohn auch nichts davon 
mitzuteilen, ihn also über den Zweck der Operation nicht 
aufzuklären…“ 
 
Luise U. 

Geboren: 8.9.1893 
Diagnose: Angeborener Schwachsinn 
 
„Der Bauer Gustav W. in L. war als Pfleger meines 80jährigen 
Schwiegervaters bestimmt. Inzwischen ist diese Pflegschaft 
aufgehoben worden. Er brüstet sich damit, daß er Antrag auf 
Sterilisierung meines Mannes und mich gestellt habe und daß 
ich bald einem Krankenhaus überwiesen würde. Der Antrag 
hinsicht(lich) meines Mannes ist inzwischen abgewiesen. Diese 
Maßnahme des W. hat zur Folge, daß der Antrag in allen 
Familien des Dorfes besprochen wird. Da der Gesetzgeber doch 
bestimmt eine Geheimhaltung derartiger Anträge fordert und 
bestimmt Schutzparagraphen vorgesehen sind, beantrage ich 
ferner den W. wegen seiner Verletzung der Schweigepflicht 
heranzuziehen.“ 
 
Quelle: Kommunalarchiv Herford, 
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Widerstand 

 

 

Hermann B. 

Geboren: 14.9.1883 
Diagnose: Manisch-depressives Irresein 
Anzeige am 12.11.1934 durch die Anstalt Bethel. Antrag zur 
Sterilisation am 22.7.1935 durch Dr. Angenete . 
 
7.10.1935 Beschwerde durch Hermann B.: „Ich weigere mich, 
sterilisiert zu werden. Die Sterilisation erfolgt bekanntlich 
bei Geisteskranken und Verbrechern. Da ich aber weder 
geisteskrank noch ein Verbrecher bin, beschwere ich mich. (…) 
Ich befürchte gesundheitlich geschädigt zu werden, da in der 
Zeitung stand, daß die Gefahren der Sterilisation auf ein 
Mindestmaß geschwunden seien. Eine Gefahr besteht also 
immerhin noch. So sehr ich einst das Leben leid war, so 
zittere ich jetzt vor dem Tode, weil ich noch Pflichten habe. 
Und zum Schluß: Kann Gregor Mendel auf seine Vererbungslehre 
schwören?“ 
9.5.1936 Zwangssterilisiert 
 
 
Wilhelm Sch. 

Geboren: 17.6.1895 
Diagnose: Schizophrenie 
Antrag am Sterilisation 24.7.1934 durch Dr. Angenete.  
 
7.5.1935 Aus dem Bericht des zuständigen Polizeibeamten: „Am 
1.4.1935 begab ich mich zur Wohnung des Sch. um ihn 
auftragsgemäß nach Herford zu transportieren. Er setzte mir 
aber heftigen Widerstand entgegen. Nachdem ich um Hülfe beim 
Amte angerufen hatte, hatte er sich durch die Flucht seiner 
Festnahme entzogen. Er hat sich längere Zeit verborgen, 
wahrscheinlich hat er sich bei auswärtigen Verwandten 
aufgehalten. Vor einigen Tagen stellte ich fest, daß er sich 
wieder in der elterlichen Wohnung aufhielt. Heute begab ich 
mich in Gemeinschaft mit Gend. Meister Sch. zur Wohnung des 
Sch. Unserer Aufforderung, freiwillig mit zugehen, widersetzte 
er sich. Er schlug um sich wie ein Rasender. Nach heftiger 
Gegenwehr haben wir ihn überwältigt. Der Transport zum Bahnhof 
war uns unmöglich, wir waren daher gezwungen, ihn mit einem 
Kraftwagen nach Herford zu fahren.“ 
7.5.1935 Zwangssterilisation 
 
 
Karl K. 

Geboren: 17.5.1905 
Diagnose: Angeborener Schwachsinn 
 
Ehetauglichkeits-Untersuchung zur Eheschließung mit Paula S.; 
Ehetauglichkeits-Zeugnis wird verweigert. Antrag zur 
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Sterilisation am 9.12.1936 durch Dr. Angenete.  
 
21.3.1937 Widerspruch durch Karl K.: „… Und nun will man mich 
unfruchtbar machen, können sie das vor Gott verantworten, habe 
die besten Vor(aus)setzungen für meine Ehe getroffen und nun 
wollen die Herren mir mein ganzes Leben versauen und mir die 
Lust am Leben noch ganz nehmen, denn ich habe in meinem Leben 
vieles durchgemacht und möchte nun endlich Ruhe haben und eine 
glückliche Ehe schließen. (…) Wir hoffen, daß wir auch als 
Arbeiter unser Recht bekommen und es auch verlangen können, 
oder bekommt heute ein Arbeiter kein Recht mehr? Der Wille 
unseres Führers ist es aber, daß auch ein Arbeiter sein Recht 
bekommt. Ich bitte Sie, mir mit dieser Sache zu verschonen und 
uns nicht mehr zu belästigen. Auch möchten wir dringend um 
eine gründliche ärztliche Untersuchung bitten.“ 
20.5.1937 Zwangssterilisation 
23.8.1937 Eheschließung nach Ausnahmegenehmigung durch den 
Regierungspräsidenten. 
 
 
Oskar B. 

Geboren: 6.8.1911 
Diagnose: Schizophrenie 
Anzeige am 27.1.1934 durch den Kreiskommunalarzt Dr. 
Vespermann. Antrag zur Sterilisation am 19.12.1934 durch Dr. 
Angenete gestellt. 
 
8.1.1935 Widerspruch von Oskar B.:„Meine Krankheit rührte 
damals 1933 von einer schweren Halsentzündung her, wodurch 
mein Gehirn in Mitleidenschaft gezogen wurde und ich nach 6 
monatlichem Aufenthalt in der Provinzial-Heilanstalt Gütersloh 
am 8. September 1933 vollständig geheilt entlassen wurde, und 
fühle mich seitdem körperlich und geistig frisch und gesund 
wie früher und habe seitdem in meiner elterlichen 
Landwirtschaft gearbeitet. Zur Unterstützung meiner 
Stellungnahme bemerke ich, dass in unserer zahlreichen Familie 
kein einziger Fall von Geisteskrankheit nachzuweisen ist. 
Sämtliche 5 Geschwister meines Vaters sind heute noch am Leben 
und erfreuen sich einer guten Gesundheit. Meine Mutter stammt 
aus einer Familie von 10 Kindern, wovon noch 8 am Leben sind, 
2 Onkel sind im Weltkrieg gefallen. Erbliche Geisteskrankheit 
ist also nicht in unserer Familie vorhanden, auch 8 
Geschwister von mir sind alle körperlich und geistig frisch 
und gesund. Aus diesen Gründen lehne ich den Antrag ab.“ 
12.8.1935 Zwangssterilisation 
 
Rudolf B. 

Geboren: 1.8.1920 
Diagnose: Angeborener Schwachsinn 
Anzeige am 22.10.1934 durch den Außenfürsorgearzt Dr. Kemper. 
Antrag zur Sterilisation am 20.9.1935 durch Dr. Angenete.  
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19.9.1935 Widerspruch des Vaters: „Denn er hat sich seit der 
Schulentlassung wesentlich sehr gebessert und hoffen, daß wir 
ihn ganz wieder gesund bekommen, da er augenblicklich eine Kur 
mitmacht von vier Monaten, und sollte in Jahren es (sich) 
nicht gebessert haben, was man jetzt schon sieht, werde ich 
mich dann bereit erklären. Denn eine Erbveranlagung liegt 
überhaupt nicht vor. Während der Schulzeit haben mir die 
Mittel gefehlt, und von meinen Kindern hat noch nie einer eine 
Kur oder sonstiges bekommen. Der Sohn Rudolf liegt in meiner 
Erziehung und fügt sich voll und ganz.“ 
28.12.1935 Zwangssterilisation 
 
 
Dorothea Sch. 

Geboren: 26.4.1906 
Diagnose: Schizophrenie 
Anzeige am 27.1.1934 durch den Kreiskommunalarzt Dr. 
Vespermann. Antrag zur Sterilisation am 25.6.1935 durch Dr. 
Angenete gestellt. 
 
14.10.1935  Widerspruch von Dorothea Sch. gegen die 
Sterilisation: „Nach wie vor bin ich mit einer 
Unfruchtbarmachung nicht einverstanden. Aus wirtschaftlichen 
Gründen bitte ich nochmals den Beschluß rückgängig zu machen. 
Meine Mutter ist auf meine Unterstützung angewiesen, da sie 
körperlich nicht in der Lage ist, auch nur den notwendigsten 
Lebensunterhalt zu bestreiten. Falls ich einige Wochen nicht 
verdienen kann und evtl. nach der Operation nicht voll 
arbeitsfähig werde, kämen meine Mutter und ich in eine große 
Notlage. Wir haben jetzt schon mit großen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten zu kämpfen.“ 
20.3.1936 Zwangssterilisation 
 
 
Gustav und Ernst K. 

Geboren: 1.11.1891  
und 18.12.1893 
Diagnose: Erbliche Blindheit 
Antrag zur Sterilisation am 2.12.1937 durch Dr. Angenete.  
 
Die Brüder kommen den Aufforderungen Dr. Angenetes, sich ins 
Krankenhaus zur Operation zu begeben, nicht nach. Die Familie 
versucht offenbar durch neue Begutachtungen auf eigene Kosten 
eine Wiederaufnahme des Sterilisationverfahrens zu erreichen. 
Letztlich entfernen sich die Brüder vom Wohnort und können 
wochenlang, trotz polizeilicher Suchaktionen bei sämtlichen 
Verwandten, nicht aufgefunden werden. Sie werden schließlich 
doch gefasst und am 3.1.1939 in das Kreis- und 
Stadtkrankenhaus Herford polizeilich zwangseingewiesen. Die 
Zwangssterilisierung erfolgt am Tag danach. 
 



 44

 
Frieda D. 

Geboren: 23.8.1906 
Diagnose: Angeborener Schwachsinn 
Anzeigen am 23.5.1935 durch das Kreisjugendamt Herford und am 
20.9.1935 durch Dr. Marx. Antrag zur Sterilisation am 
20.9.1935 durch Dr. Angenete. 
 
18.11.1935 Beschwerde durch den Vater: „Meine Tochter ist m.E. 
ein wenig beschränkt, führt im übrigen getreulich meinen 
Haushalt und erfüllt auch dem Erbbauern W. in L. ihre Pflicht,  
sobald sie irgendwie zu Arbeiten herangezogen wird. Wenn sie 
nun auch ein uneheliches Kind aufzuweisen hat, so dürfte 
hierin doch wohl nicht der Grund zu dem Beschluß liegen. Z. 
Zt. der Geburt des Kindes war sie 29 Jahre alt und hätte sie 
bei bedeutend höherer geistiger Beschränkung doch wohl schon 
eher ein uneheliches Kind zur Welt gebracht, denn Knechte sind 
bei dem Erbbauern W. nicht erst seit 2 Jahren, sondern schon 
von jeher. Was ich mit diesem nicht klar ausgedrückten Satz 
sagen will, wird man sich dort vielleicht denken können. Mein 
Enkel ist ärztlicherseits als gesund befunden worden, so daß 
m.E. meine Tochter die Gewähr bietet, auch fernerhin nur 
gesunde Kinder zur Welt zu bringen. (…) Könnte man die 
Unfruchtbarmachung nicht solange zurückstellen, bis mein Enkel 
schulpflichtig ist, um evtl. festzustellen, ob er erblich in 
irgendeiner Weise belastet ist?“  
20.5.1936 Zwangssterilisation 
 
 
Gustav M. 

Geboren: 9.8.1908 
Diagnose: Angeborener Schwachsinn 
Anzeige zur Sterilisation am 20.8.1935 durch Dr. Kupfernagel, 
Nervenarzt in Herford. 
 
27.7.1937 Stellungnahme von Gustav M. an das 
Erbgesundheitsgericht in Bielefeld:„Es ist mir unverständlich, 
wie man einen Schwachsinn bei mir festgestellt hat. Ich bin in 
einer Möbelfabrik tätig. In meiner Freizeit betätige ich mich 
in einer Laienspielschar für Volksbühnenspiele. Außerdem 
gehöre ich einem Gesangsverein an. Auch bin ich als Kassierer 
im Reichsbund der Körperbehinderten tätig. Ich bitte Sie höfl. 
sich zu meinen Ausführungen zu äußern.“  
(Keine Antwort)17.9.1937 Zwangssterilisation 
 
 
Heinrich F. 

Geboren 25.12.1915 
Diagnose: Angeborener Schwachsinn 
Antrag zur Sterilisation am 27.1.1939 durch Dr. Angenete. 
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6.8.1940 Widerspruch des Vaters und Pflegers: „In der 
Begründung des Beschlusses ist ausgeführt, daß der vorhandene 
Schwachsinn als familiär bedingt anzusehen sei. Bei meinen 
Vorfahren und auch bei den Vorfahren meiner Ehefrau ist kein 
einziger nervenkrank oder geisteskrank gewesen. Sämtliche 
Familienmitglieder der Vorfahren haben ein hohes Alter 
erreicht und sind bis in das Alter hinein geistig sehr rege 
gewesen (…). Außer Heinrich und Wilhelm sind aus meiner Ehe 
noch vier weitere Kinder namens August, Gerhard, Erna und 
Alfred hervorgegangen. Diese vier Kinder sind ohne Ausnahme 
vollkommen gesund (…). Ich bin es meinen Kindern schuldig, daß 
sie nicht mit dem Makel behaftet werden, daß in der Familie 
die Krankheit bedingt sei.. Tatsächlich ist dieses auch nicht 
der Fall, wie ich bereits hervorgehoben habe.“ 
18.6.1941 Zwangssterilisation 
 
Quelle: Kommunalarchiv Herford 
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Euthanasiefälle 

 
Allgemeines 

 
Über das Ausmaß von Euthanasiefällen aus dem Raum Herford ist 
bisher noch nichts Genaues bekannt. Die Forschung steht in 
dieser Frage noch am Anfang. Es können aber mehrere 
Einzelfälle von Einweisungen von Geisteskranken aus dem Raum 
Herford vor allem in die Landes-Heil- und Pflegeanstalt 
Hadamar bei Limburg in Hessen und dortige Todesfälle 
nachgewiesen werden.  
 
Der Weg dorthin führte in der Regel über die Provinzal-
Heilanstalt in Gütersloh. Zahlreiche Einweisungen in die 
Anstalt Gütersloh, seltener auch nach Bethel, Marsberg und in 
andere Anstalten, finden sich im Archiv in Herford. Das 
weitere Schicksal der dort nachgewiesenen Personen ist bis auf 
gemeldete Todesfälle teilweise bis heute ungeklärt. 
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Einige Menschen aus dem Raum Herford wurden auch im Rahmen der 
Aktion T 4, die in Hadamar von Januar bis August 1941 mit etwa 
10.000 Opfern durchgeführt wurde, in einer Gaskammer mit 
Kohlenmonoxyd ermordet. Opfer der Euthanasie erhielten im 
Rahmen des Bundesentschädigungsgesetzes (BEG) in der  
Nachkriegszeit keine Wiedergutmachung.  
 
Den Angehörigen von Friedrich S. aus Löhne-Beck wurde im 
August 1941 aus Hadamar mitgeteilt: 
 
„... müssen wir zu unserem Bedauern mitteilen, dass Ihr 
Bruder, Herr Friedrich S., der im Rahmen von Maßnahmen des 
Reichsverteidigungskommissars in unsere Anstalt verlegt werden 
musste, am 11. August 1941 infolge Furunkulose mit 
anschließender Sepsis unerwartet verstorben ist.“  
 
Der Leichnam wurde gemäß der „Verordnung zur Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten“ sofort eingeäschert. Im Schreiben 
war vermerkt, dass die Anstalt für Besuch gesperrt sei.  
 
Auch Frieda S. aus Südlengern wurde 1943 aus Gütersloh in die 
Gauheilanstalt Tiegendorf bei Gnesen verlegt und starb dort 
1944 mit hoher Wahrscheinlichkeit in einer Euthanasieaktion, 
wie aus der Wiedergutmachungsakte Ihres Mannes August S. 
hervorgeht. 
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„Auch die Vermutung des Antragstellers, seine Ehefrau sei 
getötet worden, wird vom Direktor der Landesheil- und 
Krankenanstalt Gütersloh widerlegt, der in einem Schreiben vom 
8.11.1954 ausführt, dass die Ehefrau nach einer ihm 
zugegangenen Mitteilung der Gauheilanstalt infolge 
„vollständiger Ausschöpfung des Körpers“ am 25.8.1944 
verstorben ist und eine gewaltsame Todesart demnach 
unwahrscheinlich sei.  
 
Unabhängig von dieser Sachlage könnte auch für den Fall, dass 
die Vermutung des Antragstellers hinsichtlich der gewaltsamen 
Tötung seiner Ehefrau zutreffen sollte, nach der derzeitigen 
Rechtslage eine Entschädigung nach dem BEG nicht gewährt 
werden.“ 
Quelle: Landeskirchliches Archiv Bielefeld und Kommunalarchiv 
Herford 
 
 



 52

Albert M.  

Geboren am 30.6.1907 in Herford, Gärtner. 
Diagnose: Schizophrenie 
Am 11.2.1943 in Hadamar verstorben, offizielle Todesursache: 
Darmkatarrh. 
 
1935 - 1936, 1938 – 1939 und 1939 - 1941 in der 
Provinzialheilanstalt Gütersloh.  
Am 4.3.1939 in der Anstalt Gütersloh als “völlig 
wehruntauglich” gemustert. 1941 als ungeheilt in die 
Heilerziehungs- und Pflegeanstalt Scheuern bei Nassau 
eingewiesen. 
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Am 7.1.1943 in die Landesheilanstalt Hadamar verlegt. 
„...längere Zeit zu Bett. (...) In der letzten Zeit 
Darmkatarrh. Heute exitus an Entero-Kolitis.“ 
 
“3.4.1942: Stumpf, ablehnend, gibt nur widerwillig Antwort. 
Hält sich ständig den Rock über der Brust zusammen, mit der 
anderen Hand “das Herz fest”. “Der Sonnenschein bricht das 
Herz durch die Rippen, ist dann sichtbar.” “Ich habe einen 
doppelten Herzbruch”. Lehnt jede Beschäftigung ab, wird ab und 
zu etwas erregt. 
10.9.(...) Schimpft öfters erregt offenbar unter dem Einfluß 
von Sinnestäuschungen.” 
 
Quelle: Gedenkstätte Mönchberg im Zentrum 
 für soziale Psychiatrie (ZSP) 
(Psychiatrische Klinik) Hadamar 
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Johanne P. 

Geboren am 19.4.1892 in Herford. 
Diagnose: Schizophrenie 
Am 13.1.1943 in Hadamar verstorben, offizielle Todesursache: 
Grippe. 
 
1931 – 1932 und 1932 – 1941 in der Provinzialheilanstalt 
Gütersloh. 1941 als ungeheilt in die Heilerziehungs- und 
Pflegeanstalt Scheuern bei Nassau eingewiesen. 
Am 8.1.1943 in die Landesheilanstalt Hadamar verlegt.  
 

 
 
 

 
„Hadamar: 
Musste vor etwa 4 Wochen zu Bett genommen werden wegen 
Schwäche. Verwandte wurden benachrichtigt. Erholte sich nicht 
mehr. Erkrankte in den letzten Tagen an Grippe. Heute exitus 
an Grippe.“ 
 
1942, 10.9. “Im Lauf des letzten Jahres immer derselbe 
Befund.” 
1943, 8.1. ”Unverändert nach der LHA Hadamar verlegt.” 
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Quelle: Gedenkstätte Mönchberg im Zentrum 
 für soziale Psychiatrie (ZSP) 
(Psychiatrische Klinik) Hadamar 
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Sterilisationsfälle: 

 
Erna K. 

Geboren: 14.7.1920 
Diagnose: Erbliche Fallsucht (Epilepsie) 
Anzeige am 13.7.1934  
durch den praktischen Arzt Dr. Kantsteiner und am 30.8.1934 
durch den Kreiskommunalarzt Dr. Vespermann. 
 
Die 16jährige Erna K. starb an den Folgen der 
Zwangssterilisierung. Der Vater widersprach dem Beschluss, da 
nach seiner Meinung die Krankheit nicht erblich sei, sondern 
durch einen großen Schreck hervorgerufen worden war. 
 
4.8.1936 Antrag zur Sterilisation durch Dr. Angenete. 
11.9.1936 Beschluss durch das Erbgesundheitsgericht Bielefeld: 
„Die Unfruchtbarmachung ist auch gegen den Willen des Kranken 
durchzuführen.“ 
 
Gründe: 
„Gegen Ende der Schulzeit zeigten sich geistige Veränderungen, 
wie sie der Mutter der Kranken schon von den Erkrankungen 
ihrer epileptischen Geschwister her bekannt waren 
(Verstimmungs- und Dämmerungszustände). 
 
Bis gegen Ende des vorigen Jahres hatte die Kranke häufig 
nächtliche Anfälle, die aber mit Hilfe von Tee und einer 
Radium-Trinkkur zurückgegangen sein sollen. In Ihrem Wesen 
soll die Kranke zugänglicher geworden sein. Die Kranke leidet 
nach dem zu den Akten erstatteten amtsärztlichen Gutachten an 
erblicher Fallsucht.  
 
Sie hatte anläßlich der persönlichen Vorstellung in der 
mündlichen Verhandlung eine schwerfällige Sprache und konnte 
ihre Anfälle nicht schildern.“ (Textauszug: Beschluss durch 
das Erbgesundheitsgericht Bielefeld, 7.10.1936) 
 
25.10.1936 Widerspruch des Vaters gegen den Beschluss des 
Erbgesundheitsgerichtes Bielefeld. 
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14.4.1937 Der Widerspruch des Vaters wird von dem 
Erbgesundheitsobergericht Hamm abgewiesen. 
 
1.6.1937 Zwangssterilisation 
 

 
 
6.6.1937 Erna K. verstirbt im Alter von 16 Jahren an den 
Folgen der Operation.  
 
Quelle: Landesarchiv NRW, Staatsarchiv Detmold und 
Kommunalarchiv Herford, 
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Fritz K. 

Geboren 17.4.1908 
Diagnose: Schizophrenie 
Anzeige am 3.4.1935 durch Dr. Marchand, leitender Arzt des 
Kreis- und Stadtkrankenhauses Herford, und am 25.5.1937 durch 
den Bürgermeister der Gemeinde Mennighüffen. Antrag zur 
Sterilisation am 9.10.1937 durch Dr. Angenete. 
 
Fritz K. wurde in der „Sonderaktion gegen Arbeitsscheue“ in 
das KZ Sachsenhausen deportiert und dort zwangssterilisiert, 
obwohl er von Ärzten als arbeitsfähig beurteilt war. Er starb 
im KZ.  
 
12.6.1938 Fachärztliches Gutachten des Direktors der 
Provinzialheilanstalt Gütersloh: 
 
„Der körperliche Befund ergibt nichts Wesentliches, wohl aber 
für die Allgemeinwertung die Tatsache, daß in dem sonst 
objektiv nicht irgendwie grob mechanisch gestörten Körper 
lediglich eine geringe Pulsunregelmäßigkeit besteht. 
Körperlich wäre demnach K. also durchaus als arbeits- und 
erwerbsfähig, gerade für grobe Arbeit geeignet, anzusehen. 
Geistig hat die Beobachtung die in dem Beschluß des 
Erbgesundheitsgerichtes niedergelegte Ansicht eindeutig und 
unzweifelhaft bestätigen können: Der beobachtete Fritz K. 
leidet an Schizophrenie.“(Textausschnitt des fachärztlichen 
Gutachtens vom 12.06.1938) 

 

 
 
 
20.6.1938 „Sonderaktion gegen Arbeitsscheue“: Festnahme und 
Überführung von Fritz K. in das KZ Sachsenhausen  
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2.8.1938 Der Widerspruch gegen den Beschluss zur 
Zwangssterilisation vom 11.1.1938 wird vom 
Erbgesundheitsobergericht Hamm abgewiesen. 
 
29.10.1938 Zwangssterilisation in Oranienburg.  
 
Nach bisherigem Kenntnisstand verstarb Fritz K. 
(Häftlingsnummer 003358) am 10.1.1939 um 17.15 Uhr im KZ-
Sachsenhausen an „Lebensschwäche“. 
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Emil M. 

Geboren: 25.4.1903 
Diagnose: Angeborener Schwachsinn  
Anzeige am 22.9.1936 durch den Amtsbürgermeister des Amtes 
Herford Hiddenhausen. Antrag am 31.3.1937 durch Dr. Angenete. 
Zwangssterilisiert: 18.8.1937 
 
Emil M. wird anlässlich seiner geplanten Hochzeit vom eigenen 
Bruder als „geistesschwach“ denunziert. Der Lippinghauser 
Bürgermeister unterstreicht diesen Verdacht und will die  
Heirat verhindern. Emil M. wird zwangssterilisiert und erhält 
drei Jahre später trotzdem die Genehmigung zur Heirat.   
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8.6.1937 Beschluss durch das Erbgesundheitsgericht Bielefeld: 
„Die Unfruchtbarmachung ist auch gegen den Willen des Kranken 
durchzuführen.“ 
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Gründe: 
„Der Erbkrankverdächtige hat die dreiklassige ländliche 
Volksschule in Lippinghausen besucht und ist dort aus der 
zweiten Klasse mit einem völlig ungenügenden Abgangszeugnis 
entlassen worden. (...)  
 
Jetzt ist er wieder seit etwa 5 Jahren bei dem Bauern H. 
tätig, wo er zwar in keiner Weise selbstständig ist, die ihm 
aufgetragenen einfachen und sich täglich wiederholenden 
Arbeiten aber zufriedenstellend verrichtet. Er will jetzt 
heiraten. Die Erteilung des von ihm erforderten 
Ehetauglichkeitszeugnisses ist ihm verweigert worden, weil er 
an angeborenem Schwachsinn leiden soll. (...)  
 
Auf die Frage nach seiner Heirat gab er an, daß ihn ein Freund 
auf seine Braut aufmerksam gemacht hat, er selbst habe sich 
wenig um solche Sachen gekümmert, er wolle erst mehr Verstand 
haben. Das Erbgesundheitsgericht ist der Meinung, dass 
gegenüber dieser Sachlage die sog. Bewährung bei einfachsten 
Arbeiten als ausschlaggebender Faktor nicht geltend gemacht 
werden kann...“ (aus: Beschluss des Erbgesundheitsgerichts 
Bielefeld, 10.7.1937) 
 
 Quelle: Kommunalarchiv Herford 
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Luise K. 

Geboren: 2.2.1919,  
Im 6. Monat schwanger. 
Diagnose: Angeborener Schwachsinn 
Anzeige am 13.6.1936 durch Dr. Lübke, niedergelassener Arzt in 
Spenge. 
 

 
 
 
Bei der 17jährigen Luise K. wurde in Bethel im sechsten Monat 
eine Schwangerschaftsunterbrechung mit gleichzeitiger 
Zwangssterilisierung durchgeführt.  
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24.6.1936 Antrag zur „Unfruchtbarmachung“ durch den Vater. 
Prof. Villinger von der Anstalt Bethel schließt sich dem an. 
Eilantrag, da die Anstalt Bethel eine 
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Schwangerschaftsunterbrechung für erforderlich hält. 
 
30.6.1936 Beschluss durch das Erbgesundheitsgericht Bielefeld: 
„Die Unfruchtbarmachung ist auch gegen den Willen der Kranken 
durchzuführen.“  
 
Gründe: 
„Sie nahm acht Jahre am Schulunterricht teil, hat aber nur 
dürftige Kenntnisse im Lesen, Schreiben und Rechnen erworben. 
Sie hat bisher keinen Beruf ausgeübt und ist bei den Eltern zu 
Hause. Sie wird wegen ihres geistigen und körperlichen 
Zustandes voraussichtlich dauernd von den Eltern unterhalten 
werden müssen.  
Sie ist so schwachsinnig, dass sie sich von ihrem 15jährigen 
Bruder hat schwängern lassen.“ 
 
(Textauszug: Beschluss durch das Erbgesundheitsgericht 
Bielefeld, 1.6.1936) 
 
2.7.1936 Zwangssterilisation  
mit Abtreibung in Bethel. 
  
Quelle: Landesarchiv NRW, Staatsarchiv Detmold und 
Kommunalarchiv Herford 
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Lydia R. 

Geboren: 26.4.1920 
Diagnose: Angeborener Schwachsinn 
Anzeige am 3.4.1935 durch den Kreisarzt Dr. Marx, auf Grund 
der Untersuchung durch den Außenfürsorgearzt der Provinzial-
Heilanstalt Gütersloh, Dr. Kemper. 
 
Lydia R., 1942 zwangssterilisiert, beantragt 1959 eine 
Entschädigung. Sie muss – obwohl sie ihr Kind allein erzogen 
hat - erneut einen „Intelligenztest“ machen. Ihr Antrag wird 
zurückgewiesen.  
 
8.12.1941 Antrag zur Sterilisation durch Dr. Angenete 
22.4.1942 Beschluss der Unfruchtbarmachung durch das 
Erbgesundheitsgericht Bielefeld 
29.6.1942 Zwangssterilisation im Kreis- und Stadtkrankenhaus 
Herford 
 

 

 
 

5.12.1959 Rechtsanwalt Lümkemann beantragt 
Wiederaufnahmeverfahren und Entschädigungsansprüche nach dem 
Bundesentschädigungsgesetz 
 
29.1.1960 Lydia R. muss erneut einen Intelligenztest machen. 
Der erste Test war am 4.12.1941. 
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21.6.1960 Beschluss des Erbgesundheitsgerichts Bielefeld: „Der 
Antrag, den Beschluß des Erbgesundheitsgerichts in Bielefeld 
vom 22.4.1942 ´aufzuheben, wird zurückgewiesen.“ 
 
Quelle: Landesarchiv NRW, 
Staatsarchiv Detmold 
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Richard B. 

Geboren: 4.2.1924 
Diagnose: angeborener Schwachsinn 
Anzeige am 5.12.1937 durch die Anstalt Wittekindshof 
 
Richard B. war nach Aussage des Vaters körperlich und geistig 
gesund. Trotz des Einspruchs des Vaters wurde er durch 
Gerichtsbeschluss 1943 zwangssterilisiert.  
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29.3.1943 Beschluss durch das Erbgesundheitsgericht Bielefeld: 
„Die Unfruchtbarmachung ist auch gegen den Willen des 
Erbkrankverdächtigen durchzuführen.“ 
 
Gründe: 
„Er hat die Grundschule und Hilfsschule ohne Erfolg besucht 
und hat weder Lesen noch Schreiben gelernt. 
Zahlenvorstellungen hatte er kaum. (...)  
Der Vater war jahrelang arbeitslos, auch die Mutter hatte 
keinen Erwerb. Unter diesen Umständen war es kein Wunder, daß 
der elterliche Haushalt ungeordnet und elterliche Erziehung 
völlig unzulänglich war. Da Richard B. in der Schule außerdem 
faul und nachlässig war und bereits einen starken Hang zum 
Naschen und Rauchen zeigte, wurde durch Beschluss des AG 
Herford vom 1.7.37 die Fürsorgeerziehung vorläufig 
angeordnet.(...)  
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Richard B. leidet danach seit frühester Jugend an einem 
Schwachsinn, für den eine äußere Entstehungsgeschichte nicht 
nachzuweisen ist, und der deshalb als ein angeborenes Leiden 
gewertet werden muß.“ (Textauszug: Beschluss durch das 
Erbgesundheitsgericht Bielefeld, 22.4.1937) 
 
26.6.1943 Beschwerde des Vaters an das 
Erbgesundheitsobergericht: „In der Erbgesundheitssache unseres 
Sohnes Richard zur Zeit in der Provinzial-Heilanstalt 
Gütersloh erlauben wir uns mitteilen zu dürfen, dass unser 
Sohn Richard, bevor er uns genommen wurde, körperlich und 
geistig gesund war. Unser Sohn ist nie krank gewesen, er ist 
bei jeder Schuluntersuchung für gesund befunden, er hat 
regelrecht den Unterricht besucht und konnte auch dem Alter 
nach seine Arbeiten im Haus, so wie im Felde, zur vollen 
Zufriedenheit ausführen. (...) 
 
Nun bitten wir den hohen Gerichtshof die angeführten Gründe zu 
berücksichtigen, und unseren Sohn Richard gesund, wie er uns 
genommen ist, auch wieder zu geben. Ich bin 60 Jahre alt und 
Invalide und unser Sohn Richard fehlt uns sehr, er kann bei 
uns eben so gut für seinen Lebensunterhalt arbeiten wie in den 
Anstalten.“ 
 
3.7.1943 Die Beschwerde gegen den Beschluss des 
Erbgesundheitsgerichtes Bielefeld wird von dem 
Erbgesundheitsobergericht Hamm abgewiesen. 
 
Zwangssterilisiert: 12.8.1943 
 
Quelle: Landesarchiv NRW, Staatsarchiv Detmold und 
Kommunalarchiv Herford 
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„Wer weint ist krank" 

 

Aus einem Gespräch mit der Tochter einer Frau, die in der Zeit 

des Nationalsozialismus zwangssterilisiert wurde (Aufgezeichnet 

durch Jutta Heckmanns) 

 
„ Bis zu ihrem Lebensende hat meine Mutter nie darüber 
sprechen können. Sie hat sich selbst schuld gegeben. Als 
Tochter habe ich immer wieder gemerkt, dass da etwas war ,was 
meine Mutter total bekümmerte. Ich habe versucht nachzufragen, 
aber meine Mutter blockte ab. 
 
Als Frau im Nationalsozialismus musstest du gesund sein und 
möglichst viele Kinder gebären. Eine solche Einstellung hatte 
auch die Umgebung meiner Mutter, die Verwandtschaft. Ich 
erinnere mich an eine Geburtstagsfeier bei uns zu Hause. Alle 
waren zusammen. Das Gespräch kam auf das Kinderkriegen. 
Plötzlich stand meine Mama auf und lief hinaus. Ich hinterher. 
Mama weinte bitterlich und war so traurig. Ich ,als kleines 
Kind,(etwa 5Jahre) wusste nicht warum. Die anderen sagten: 
"Eure Mama ist krank. Sie hat schwache Nerven."  
 
Einmal hat sie mir erzählt, dass sie nach meiner Geburt 
operiert werden musste. Warum und weshalb hat sie nicht 
gesagt. Es musste wohl sein. Diese Operation war ein Tabuthema 
in der Familie. 
 
Ich habe aber immer gespürt, da war irgendetwas, was meine 
Mutter immer wieder sehr traurig machte. Dieser Sohn, der 
nicht mehr geboren werden konnte, .geisterte in der Familie 
herum. Sie hat sich furchtbar geschämt und minderwertig 
gefühlt, weil sie keine Kinder mehr bekommen konnte. Sie 
meinte, sie wäre keine richtige Frau mehr Das hat sie ihr 
Leben begleitet.  
 
Zu meinem Vater habe ich zwiespältige Gefühle. Wie er dazu 
stand, weiß ich bis heute nicht. Meine Mutter war eine zarte, 
stille Frau. Sie hatte nicht die Kraft, sich gegen die Familie 
zu wehren. Manchmal später hat sie von einer Wut auf die 
„Sippe" gesprochen. Ich wusste damals nicht ,was sie meinte. 
Dass ich heute darüber spreche, das mache ich meiner Mutter zu 
Ehren. 
 
Mich hat das Thema Zwangssterilisation schon lange 
interessiert. Nach einem Vortrag 1989 von Prof. Dr. Dr. Dörner 
hier in Herford zum Thema, habe ich ihn angesprochen und 
gebeten, einmal in den Akten der Gütersloher Klinik für 
Psychiatrie nach Unterlagen über meine Mutter zu forschen. 
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Am 11.10.1989 erhielt ich ein Antwortschreiben ,aus dem ich 
folgendes entnehmen kann: 
 
„Ihre Mutter, Frau ... hat offenbar einige Monate nach ihrer 
zweiten Geburt eine Psychose bekommen, die mit Unruhe, Rat-
losigkeit, Ängstlichkeit, Mißtrauen und sich daraus ergebenden 
Symtomen wie Eingebungsgefühlen und vielleicht aus 
Halluzinationen bekommen. Damals war es üblich, daß man dies 
„Schizophrenie“ nannte.  
 
Eigentlich ist es aber eine Psychose nach einer Geburt 
gewesen, wie man dies häufiger findet, hat also einen äußeren 
Anlaß, hat daher nichts mit Erblichkeit zu tun.  
 
Am 15.9.1938 wurde sie in der damaligen "Provinzialheilanstalt 
Gütersloh" aufgenommen. Wie das leider damals ebenfalls üblich 
war, wurde vom Krankenhaus ein Antrag auf Sterilisation 
gestellt. Ungewöhnlich ist es, daß jemand im Rahmen der ersten 
psychischen Erkrankung und dann noch ganz kurz nach der 
Aufnahme schon mit der Absicht der Sterilisation an das 
Erbgesundheitsgericht gemeldet wurde.  
 
Schon am 18.10.1938 wurde ihre Krankengeschichte an das 
Erbgesundheitsgericht Bielefeld zusammen mit dem 
entsprechenden Antrag geschickt. Am 2.1.1939 wurde dem 
Krankenhaus der Beschluß des Erbgesundheitsgerichtes Bielefeld 
zur Sterilisierung zugestellt.  
 
Schon am 4.1.1939 fand die Operation mit dem Ziel der 
Sterilisierung in Narkose in der Gynäkologischen Abteilung des 
Stadt. Krankenhauses Gütersloh durch Dr. 0pitz statt. Dieser 
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Arzt hat damals in Gütersloh fast alle Sterilisierungen 
durchgeführt.  
 
Der Akte kann man noch entnehmen, daß Ihre Mutter vor der 
Sterilisierung sich bereits gebessert hatte und daß es ihr 
nach der Sterilisierung wieder schlechter ging. Trotz des noch 
nicht besonders guten Zustandes haben wohl die Angehörigen 
durchgesetzt, daß sie gegen den Willen der Ärzte aus dem 
Krankenhaus entlassen wurde, was am 20.1.1939 geschah. Es 
findet sich nämlich der Vermerk in der Akte, daß sie gegen 
ärztlichen Willen entlassen worden sei.  
 
Offenbar haben die Angehörigen mit Recht sich darum gesorgt, 
daß Ihrer Mutter vielleicht noch Schlimmeres im Krankenhaus 
passieren konnte Sie haben ganz richtig gehandelt, was ja auch 
erfolgreich war, da es Ihrer Mutter anschließend nach kurzer 
Zeit viel besser gegangen ist.   
 
Damals war es leider auch üblich, daß die Patienten und 
Angehöriqen erpreßt wurden: es wurde ihnen gesagt, daß der 
jeweilige Patient nicht entlassen werden konnte, wenn er 
vorher nicht sterilisiert worden wäre. Vermutlich wird dies 
dafür eine Rolle gespielt haben, daß es zur Sterilisierung 
überhaupt gekommen ist. 
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Auszüge aus dem Manuskript der Bürgerfunk-Radiosendung: 

 

„Zwangssterilisiert – Der Fall Lina M.“ 

 

Gesendet in Radio Herford am 23. Oktober 1991 (Produktion 
durch: Geschichtswerkstatt, Arbeit und Leben (DGB/VHS) 
Herford, verantwortlich: Helga Kohne) 
 

"Ein gesundes, natürlich wachsendes Volk braucht nicht mit 
großer Sorge auf eine gewisse Menge nervös Erbkranker zu 
blicken. Wesentlich anders wird die Sachlage, wenn das 
Gespenst des Geburtenrückganges groß und drohend am Wege der 
Zukunft steht, ...überall Welken und Verkümmern! 
 
Nur eine Gruppe von Zeitgenossen hat sich den Dämon vom Leibe 
zu halten verstanden und wächst, blüht und gedeiht die 
Minderwertigen an Seele und Geist! 
 
In Hilfsschulen muß man suchen, wenn man die Kinder ermitteln 
will, welche mehr als fünf Geschwister haben..."  
(in Klee, E., Dokumente S. 53) 
 
So unterstützte der Arzt Dr. Hans Knöppler aus Bethel 1934 die 
nationalsozialistische Rassenpropaganda. 
 
Minderwertig an Seele und Geist? In diese Personengruppe 
konnte man im nationalsozialistischen Staat schnell eingestuft 
werden, wenn man arm war und nur eine geringe Schulausbildung 
hatte. - 
 
Der Fall einer Herforder Hausangestellten - nennen wir sie 
Lina - macht deutlich, wie die leichtfertig ausgesprochene 
Diagnose "angeborener Schwachsinn" ein Leben zerstören konnte. 
Gesetzliche Grundlage war das 'Gesetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses' vom 14. Juli 1933. 
 
Dort heißt es: 
 
"Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 
 
§  1 
1) Wer erbkrank ist, kann durch chirurgischen Eingriff 
unfruchtbar gemacht (sterilisiert) werden, wenn nach den 
Erfahrungen der ärztlichen Wissenschaft mit großer 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, daß seine Nachkommen an 
schweren körperlichen oder geistigen Erbschäden leiden werden. 
 
2) Erbkrank im Sinne dieses Gesetzes ist, wer an einer der 
folgenden Krankheiten leidet: 
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angeborenem Schwachsinn, Schizophrenie, zirkulärem Irresein, 
erblicher Fallsucht, erblichem Veitstanz, erblicher Blindheit, 
erblicher Taubheit, schwerer erblicher körperlicher 
Mißbildung. Ferner kann unfruchtbar gemacht werden, wer an 
schwerem Alkoholismus leidet." 
 
Amtsärzte konnten Anträge auf Sterilisation auch gegen den 
willen der Betroffenen beim zuständigen Erbgesundheitsgericht 
einreichen. Im Fall Lina M., die in einem kirchlichen 
Frauenasyl wohnte, wurde den Akten auch ein Gutachten des 
evangelisch-kirchlichen Jugend- und Wohlfahrtsamtes des 
Kreises Herford beigefügt. Dort heißt es über sie: 
 
"Lina M. hat häufig die Stellen gewechselt. Sie hat eine sehr 
erregte Art. Besonders in den letzten Jahren hat sie sich 
nichts mehr sagen lassen. Bei berechtigten Vorhaltungen der 
Herrschaft, z. B. spät nachts nach Hause kommen, wurde sie 
meist maßlos frech. 
Das Mädchen ist geistig sehr zurück. Es ist vollkommen 
uneinsichtig den einfachsten Dingen gegenüber. Dabei haben wir 
den Eindruck, daß es in den elementaren Kenntnissen nicht 
völlig versagt. Unseres Erachtens ist Sterilisation wegen 
moralischen Schwachsinns angebracht." 
 
'Moralischer Schwachsinn' - diese Diagnose war im Gesetzestext 
nicht vorgesehen. Den Gutachtern war offensichtlich 
aufgefallen, daß Lina M. durchaus in der Lage war, ihre Arbeit 
zu tun. 
 
Am 3. März 1937 mußte sie sich auf dem Gesundheitsamt in 
Herford einem Intelligenztest unterziehen. Der Ausgang dieses 
Tests war für Lina M.'s Zukunft von entscheidender Bedeutung. 
 
Sie erklärte dem Amtsarzt, daß sie auf keinen Fall ste-
rilisiert werden wollte. In den nächsten Wochen wolle sie 
ihren Freund heiraten, und der erwarte Kinder von ihr. 
 
Der Intelligenzprüfungsbogen beinhaltete Fragen zu den 
Themenkomplexen Orientierung, Schulwissen, allgemeines 
Lebenswissen, spezielle Fragen aus dem Beruf, 
Geschichtserzählung und Sprichworterklärung, sittliche 
Allgemeinvorstellungen und zu Gedächtnis- und Merkfähigkeit. 
 
Lina M. beantwortete die meisten Fragen fehlerfrei, obwohl sie 
nur eine Hilfsschule in Essen wegen ihrer schwierigen 
Familienverhältnisse besuchen konnte. Auch die Wochentage 
konnte sie - wie gefordert - vorwärts und rückwärts aufsagen. 
 
Ein Auszug aus dem sogenannten Intelligenztest: 
 
Warum baut man Häuser in der Stadt höher a1s auf dem Lande? 

- In der Stadt sind mehr Menschen.  
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Was ist der Unterschied zwischen Irrtum und Lüge? 

- Lüge: wenn er was sagt, was nicht wahr ist. - Irrtum: 
wenn er es nicht so behaupten kann.  

 
Und zwischen Geiz und Sparsamkeit? 

- Geiz: Wenn man nicht gibt, trotzdem man 
hat. 
Sparsamkeit: Wenn man gibt, auch wenn man 
nur Pfennige hat. - 

 
Der Unterschied zwischen Borgen und Schenken? 

- Borgen ist, wenn man was wieder zurückgibt, was man 
gekriegt hat. Schenken, wenn man's nicht wiedergeben 
braucht.  

 
Wie unterscheiden sich Leiter und Treppe? 

- Die Leiter wird hochgestellt, die Treppe ist fertig. 
"Ne Leiter hat Sprossen, 'ne Treppe hat Stufen. - 

 
Was bedeutet das Sprichwort: "Lügen haben kurze Beine?" 

- Mhm... Wenn man ertappt wird, kann man nicht 
weiterlügen. - 
 
Und das Sprichwort: 'Der Apfel fällt nicht weit vom Stamm?' 

- Das sagt man, wenn der Mensch leichtsinnig ist. Das 
bezieht sich auf die Vorgänger. – 

 
Bilde einen Satz aus den drei Worten: 
Soldat - Krieg - Vaterland! 

- Der Soldat kämpft für's Vaterland.  
 
Was ist das Gegenteil von Tapferkeit? 

- Ist ein Waschlappen. - 
 
Wie denken Sie sich Ihre Zukunft? 

- Ich denke, daß meine Zukunft schön wird. Wenn ich einen 
ehrlichen Menschen finde, werde ich ein eigenes Heim 
haben. - 

 
Die Diagnose des Amtsarztes nach dem Test lautete auf „an-
geborenen Schwachsinn.“ Dagegen gab es für Lina M. praktisch 
keine Widerspruchsmöglichkeiten.  
 
Am 28. Januar 1938 wurde sie gegen ihren Willen sterilisiert. 
 
Einige Beschwerden gegen die Diagnose wurden beim 
Erbgesundheitsobergericht Hamm angenommen.  
 
Archivar Wolfgang Günther hat Fälle von Zwangssterilisierung 
im Kreis Herford untersucht. Er stieß bei seiner Forschung auf 
das Protokoll einer Besprechung der Erbgesundheitsrichter in 
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Hamm im Dezember 1934. Dort wurde festgehalten, daß die 
"Beurteilung des angeborenen Schwachsinns oft Schwierigkeiten 
bereite". Zwischen der "landesüblichen Dummheit" und der 
völligen Idiotie bestehe eine große Spanne." 
 
Den Verantwortlichen war offensichtlich klar, daß ihre 
Beurteilungskriterien einer wissenschaftlichen Überprüfung 
kaum standhalten würden. In Einzelfällen wurden auch 
juristische Prinzipien verletzt.  
 
So hat Wolfgang Günther einen Fall von Zwangssterilisierung 
dokumentiert, bei dem Entlastungszeugen nicht gehört wurden. 
 
Im Stadt- und Landkreis Herford wurden zwischen 1934 und 1941 
477 Anträge auf Sterilisierung gestellt. 295 Menschen wurden 
sterilisiert. Keiner der Anträge wurde auf eigenen Wunsch des 
Betroffenen gestellt. 
 
Lina M.'s weiteres Schicksal ist unbekannt.  
 
... 
 
 


